
Liebe Mandanten, 
 
hier nun eine erste Information über die möglichen Maßnahmen durch die Auswirkungen des 
Coronavirus: 
 
 
Mitarbeiter und Betrieb 
 
Für den Praxisbetrieb gilt zunächst: 
 

• Ein Einnahmeausfall ist grundsätzlich nicht abgedeckt. Nur wenn ihr Betrieb direkt 
betroffen und aufgrund einer amtlichen Verfügung vorübergehend geschlossen wird, 
haben Sie Anspruch auf eine Entschädigung nach dem Infektionsschutzgesetz 
(IfSG).  

 
 Wichtig ist, es muss sich um eine offizielle Quarantäne handeln. Ein eigenmächtiges 
 Fernbleiben von der Arbeit oder eine Schließung des Betriebes fällt nicht darunter. 
 

• Wenn möglich, sollte der Betriebsablauf ggfs. auf weniger Tage konzentriert statt 
täglich erfolgen. 
 

 
Bank und Liquidität 
 
Über die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KFW) besteht die Möglichkeit, kurzfristige 
Liquiditätshilfen zu einem Zinssatz von derzeit 1 % p.a. zu erhalten.  
 
Leider ist keine direkte Beantragung bei der KFW möglich und Sie müssen sich hierzu mit 
Ihrer Hausbank in Verbindung setzen. Dies können wir Ihnen nicht abnehmen, aber wir 
unterstützen Sie bei einer evtl. Antragstellung durch die zügige Zurverfügungstellung aller 
notwendigen Unterlagen. 
 
Sollte Ihre Hausbank Bedenken bei der Finanzierung haben, so können die Hausbanken bei 
Bedarf auch auf das Bürgschaftsinstrumentarium zurückgreifen und somit ihr eigenes 
Haftungsrisiko minimieren. Es darf sich nicht um Sanierungsfälle oder Unternehmen in 
Schwierigkeiten handeln. 
 
Darüber hinaus können die nachfolgenden Maßnahmen beim Finanzamt zum Einsatz 
kommen. 
 
 
Steuern und Finanzamt 
 
Die Finanzbehörden aller Bundesländer wurden aufgefordert, ihren Beitrag zu einer 
Milderung der wirtschaftlichen Auswirkungen durch den Coronavirus zu leisten. Hierzu 
zählen: 
 

• Es wird den Finanzbehörden erleichtert, Stundungen von Steuerschulden zu 
gewähren.  

 
 Wir können die Stundung bereits festgesetzter Steuern beantragen. 
 

• Wenn Unternehmen unmittelbar vom Coronavirus betroffen sind, werden bis Ende 
des Jahres 2020 auf Vollstreckungsmaßnahmen und Säumniszuschläge verzichtet 
werden. 

  



 Sollte dies drohen, so können wir frühzeitig eine Stundung (s.o.) beantragen. 
 

• Die Voraussetzungen, um Vorauszahlungen von Steuerpflichtigen anzupassen, 
werden erleichtert. 
 

 Wir können daher für Sie Reduzierungen der laufenden Steuervorauszahlungen 
 beantragen.  
 
 Dies betrifft jedoch im Regelfall nicht fällige Umsatzsteuervorauszahlungen sowie 
 Lohnsteuerzahlungen. Im Einzelfall können diese aber mit einbezogen werden. 
 
Wir werden Sie laufend über weitere Maßnahmen und Entwicklungen informieren. 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen selbstverständlich gerne zur Verfügung. 
 


